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BGB §§ 1591, 1592; TSG §§ 5 Abs. 3, 8 Abs. 1, 11 S. 1
a) Ein Frau-zu-Mann-Transsexueller, der nach der

rechtskräftigen Entscheidung über die Änderung der
Geschlechtszugehörigkeit ein Kind geboren hat, ist im
RechtssinneMutter des Kindes.

b) Er ist sowohl imGeburtenregister des Kindes als
auch in den aus dem Geburtenregister erstellten Ge-
burtsurkunden sofern dort Angaben zu den Eltern auf-
zunehmen sind als »Mutter«mit seinen früher geführ-
tenweiblichenVornamen einzutragen.
BGH, Beschl. v. 6. 9. 2017 – XII ZB 660/14

A.

1 Das Verfahren betrifft die Beurkundung der Geburt
eines von einem Frau-zu-Mann-Transsexuellen nach der
Entscheidung über die Geschlechtsänderung (§ 8 Abs. 1
TSG) geborenen Kindes.
2 Der Beteiligte zu 1 wurde im Jahr 1982 als Kind
weiblichen Geschlechts geboren. Ihm wurden die weibli-
chen Vornamen »B.D.« erteilt. Am 1. 11. 2008 schloss der
Beteiligte zu 1 die Ehe mit einem Mann. Im Jahr 2010
wurden die Vornamen des Beteiligten zu 1 durch Beschl.
des AG in die männlichen Vornamen »O.G.« geändert.
Durch weiteren Beschluss des AG v. 11. 4. 2011 rechts-
kräftig seit dem 7. 6. 2011 wurde festgestellt, dass der
Beteiligte zu 1 als dem männlichen Geschlecht zugehörig
anzusehen ist. Die Ehe des Beteiligten zu 1 wurde am
18. 2. 2013 durch einen am gleichen Tage rechtskräftig
gewordenen Beschluss des AG geschieden. Am 28. 3. 2013
gebar der Beteiligte zu 1 das betroffene Kind männ-
lichen Geschlechts, dem er die Vornamen »G.P.« erteil-
te.
3 Der Beteiligte zu 1 bringt hierzu vor, er habe nach
Zuerkennung des männlichen Geschlechts die Hormone
abgesetzt, wodurch er wieder fruchtbar geworden sei. Das
Kind sei durch eine Samenspende (»Bechermethode«)
entstanden; mit dem Samenspender sei vereinbart wor-
den, dass dieser nicht rechtlicher Vater des Kindes wer-
de.

4 Das Standesamt (Beteiligter zu 2) hat Zweifel, wie die
Geburt des betroffenen Kindes im Geburtenregister zu
beurkunden ist. (... wird ausgeführt...)

B.

I.

7 Das Beschwerdegericht hat seine in FamRZ 2015, 683
veröffentlichte Entscheidungwie folgt begründet:
8 Der Beteiligte zu 1 sei gemäß § 11 S. 1 TSG als Mutter
und nicht als Vater des betroffenen Kindes zu bezeichnen.
Im Verhältnis zu seinen Kindern sei er weiterhin als Frau
anzusehen. Da der Beteiligte zu 1 das betroffene Kind
geboren habe, gelte er nach § 1591 BGB als dessen Mutter.
Der Anwendungsbereich des § 11 TSG erfasse auch leibli-
che Kinder, die erst nach der Feststellung über die Zu-
gehörigkeit des Elternteils zu einem anderen Geschlecht
geboren worden seien. Dies ergebe sich aus dem Wort-
laut, dem Sinn und Zweck und der Entstehungsgeschichte
der Vorschrift. Der Gesetzgeber habe die Möglichkeit be-
dacht, dass ein Transsexueller nach der Entscheidung
über die Änderung seines Geschlechts noch Kinder zeu-
gen oder empfangen könne. (... wird ausgeführt...)

II.

12 Dies hält rechtlicher Überprüfung stand.

Aus den Gründen

13 1. Das Beschwerdegericht hat zutreffend erkannt,
dass der Beteiligte zu 1 in statusrechtlicher Hinsicht die
Mutter des betroffenen Kindes ist.
14 a) Mutter eines Kindes ist nach § 1591 BGB die Frau,
die es geboren hat. Der Beteiligte zu 1 hat das Kind
geboren; er ist bei der Geburt des Kindes am 28. 3. 2013
allerdings keine »Frau« im Rechtssinne mehr gewesen,
weil er zu diesem Zeitpunkt aufgrund des seit dem
7. 6. 2011 rechtskräftigen Beschlusses des AG bereits als
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dem männlichen Geschlecht zugehörig anzusehen war.
Darauf kommt es für die statusrechtliche Zuordnung aber
nicht an. Zwar richten sich gemäß § 10 Abs. 1 TSG von der
Rechtskraft der Entscheidung an, dass ein Transsexueller
als dem anderen Geschlecht zugehörig anzusehen ist (§ 8
Abs. 1 TSG), seine vom Geschlecht abhängigen Rechte
und Pflichten nach dem neuen Geschlecht. Dies gilt in-
dessen nur, soweit durch das Gesetz nichts anderes be-
stimmt ist. Eine derartige anderweitige Bestimmung ent-
hält § 11 S. 1 TSG, wonach die Entscheidung, dass ein
Transsexueller als dem anderen Geschlecht zugehörig an-
zusehen ist, das Rechtsverhältnis zwischen ihm und sei-
nen Kindern unberührt lässt, bei angenommenen Kindern
jedoch nur, soweit diese vor Rechtskraft der Entscheidung
als Kind angenommen worden sind.
15 b) Das Beschwerdegericht hat mit Recht und im Ein-
klang mit der überwiegenden Auffassung in Rechtspre-
chung und Literatur (vgl. OLG Köln FamRZ 2010, 741, 742;
AG Münster Beschl. v. 4. 1. 2016 22 III 12/15 juris Rn. 7;
MünchKommBGB/Wellenhofer 7. Aufl. § 1591 Rn. 6; Beck-
OGK/Haßfurter BGB [Stand: Juli 2017] § 1591 Rn. 80; ju-
risPK-BGB/Nickel [Stand: März 2017] § 1591 Rn. 16.1; Hep-
ting/Dutta Familie und Personenstand 2. Aufl. Rn. V-955;
Wall [Fachausschuss Nr. 4016] StAZ 2015, 117 f.) erkannt,
dass § 11 S. 1 TSG auch Sachverhalte erfasst, in denen das
leibliche Kind eines Transsexuellen wie hier zeitlich erst
nach der gerichtlichen Entscheidung über die Änderung
der elterlichen Geschlechtszugehörigkeit geboren wird.
16 aa) Die Geburt eines Kindes nach der Entscheidung
gemäß § 8 Abs. 1 TSG hätte allerdings nach der ursprüng-
lichen Konzeption des Transsexuellengesetzes aus dem
Jahr 1980 nicht möglich sein sollen, denn nach den später
vom BVerfG für verfassungswidrig und unanwendbar er-
klärten (vgl. BVerfG NJW 2011, 909 Rn. 68 ff.) Regelungen
in § 8 Abs. 1 Nr. 3 und Nr. 4 TSG waren die dauerhafte Fort-
pflanzungsunfähigkeit und ein die äußeren Geschlechts-
merkmale verändernder operativer Eingriff (sog. »große
Lösung«) notwendige Voraussetzungen für die Änderung
der Geschlechtszugehörigkeit.
17 bb) Gleichwohl sprechen sowohl der Wortlaut des § 11
S. 1 TSG als auch dessen Entstehungsgeschichte für die
vom Beschwerdegericht vorgenommene Auslegung der
Vorschrift. Der Grundsatz, dass die Geschlechtsänderung
des Elternteils das Rechtsverhältnis zu seinen Kindern
unberührt lässt, erfährt ausdrücklich nur bei adoptierten
Kindern eine zeitliche Einschränkung in Bezug auf den
Zeitpunkt ihrer Annahme. Der naheliegende Umkehr-
schluss, dass es bei leiblichen Kindern eine vergleichbare
zeitliche Einschränkung in Bezug auf den Zeitpunkt ihrer
Geburt nicht gibt, wird durch die den Gesetzesmaterialien
zu entnehmende Genese des Gesetzes ausdrücklich ge-

stützt. Der ursprüngliche Gesetzentwurf der Bundesre-
gierung v. 5. 1. 1979 hatte für § 11 S. 1 TSG zunächst die
folgende Fassung vorgesehen (BR-Drucks. 6/79 S. 8; BT-
Drucks. 8/2947 S. 8):

»Die Entscheidung, dass der Antragsteller als dem anderen Ge-
schlecht zugehörig anzusehen ist, lässt das Rechtsverhältnis
zwischen dem Antragsteller und seinen Eltern sowie zwischen
dem Antragsteller und seinen Kindern unberührt, soweit die
Kinder vor Rechtskraft der Entscheidung empfangen oder als
Kind angenommenworden sind.«

18 Gegen diese Fassung erhob der Bundesrat auf Vor-
schlag seines Rechtsausschusses in seiner Stellungnahme
v. 16. 2. 1979 Bedenken, weil es nach den damaligen medi-
zinischen Erfahrungen nicht ausgeschlossen sei, dass Per-
sonen, die als fortpflanzungsunfähig galten, noch Kinder
zeugen oder empfangen könnten. Auch nach einer auf die
Veränderung der Geschlechtsmerkmale gerichteten Ope-
ration müsse jedenfalls bei Frauen damit gerechnet wer-
den, dass sie entgegen ärztlicher Begutachtung noch Kin-
der empfangen und gebären könnten (BR-Drucks. 6/79
[Beschl.] S. 36; BT-Drucks. 8/2947 S. 23). Die Bundesregie-
rung hat in ihrer Gegenäußerung diese Bedenken auf-
gegriffen und zu deren Entkräftung die später Gesetz ge-
wordene Fassung des § 11 S. 1 TSG vorgeschlagen (BT-
Drucks. 8/2947 S. 27). Aus den Gesetzesmaterialien, ins-
besondere der Umformulierung des § 11 S. 1 TSG im Verlauf
des Gesetzgebungsverfahrens, lässt sich damit nicht nur
entnehmen, dass der Gesetzgeber des Transsexuellenge-
setzes jene Fälle mitbedacht hat, in denen ein leibliches
Kind erst nach der Entscheidung gemäß § 8 Abs. 1 TSG
geboren oder gezeugt wird, sondern auch, dass er diese
Fälle bewusst der Regelung des § 11 S. 1 TSG unterwerfen
wollte (vgl. OLG Köln FamRZ 2010, 741, 742; Wall [Fach-
ausschuss Nr. 4016] StAZ 2015, 117, 118).
19 cc) Schließlich gebieten auch Sinn und Zweck der
Regelung eine Erstreckung des Anwendungsbereichs von
§ 11 S. 1 TSG auf solche leiblichen Kinder, die erst nach der
gerichtlichen Entscheidung gemäß § 8 Abs. 1 TSG geboren
worden sind. Nach § 11 S. 1 TSG soll der Status des Trans-
sexuellen als Vater oder als Mutter unberührt bleiben, und
zwar insbesondere für die Vaterschaftsfeststellung und die
Ehelichkeitsanfechtung (BT-Drucks. 8/2947 S. 16). Das Ge-
setz will damit in Bezug auf das Abstammungsrecht gene-
rell gewährleisten, dass der biologisch durch Geburt oder
Zeugung festgelegte rechtliche Status als Mutter oder Vater
des Kindes einer Veränderung nicht zugänglich ist (vgl.
Augstein TSG § 11 Rn. 1). Dies betrifft alle leiblichen Kinder
eines Transsexuellen unabhängig davon, ob sie vor oder
nach der gerichtlichen Entscheidung über die Änderung
der elterlichen Geschlechtszugehörigkeit geboren worden
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sind. Denn auch den erst nach der gerichtlichen Entschei-
dung gemäß § 8 Abs. 1 TSG geborenen Kindern soll durch
eine biologisch nicht begründete Zuweisung der recht-
lichen Mutterschaft oder Vaterschaft nicht die Möglichkeit
genommen werden, ihre Abstammung feststellen zu las-
sen (vgl. BT-Drucks. 8/2947 S. 23).
20 2. Ebenfalls zutreffend hat das Beschwerdegericht an-
geordnet, dass der Beteiligte zu 1 als »Mutter« und aus-
schließlich mit seinen früher geführten weiblichen Vor-
namen in das Geburtenregister einzutragen ist, §§ 5 Abs. 3,
10 Abs. 2 TSG (vgl. OLG Köln FamRZ 2010, 741, 743; Hep-
ting/Dutta Familie und Personenstand 2. Aufl. Rn. V-954;
Wall [Fachausschuss Nr. 4016] StAZ 2015, 117, 118; kritisch
Berkl Personenstandsrecht Rn. 512).
21 Es kommt dabei insbesondere nicht in Betracht, die
vor der Entscheidung gemäß § 8 Abs. 1 TSG geführten
(hier: weiblichen) Vornamen lediglich als zusätzliche Da-
ten im Hinweisteil zu erfassen und den Grundeintrag für
die Namen der Mutter mit den aktuell geführten (hier:
männlichen) Vornamen vorzunehmen (aA AG Münster
Beschl. v. 4. 1. 2016 22 III 12/15 juris Rn. 16). Dagegen
spricht zunächst der eindeutige Wortlaut des § 5 Abs. 3
TSG, wonach im Geburtseintrag eines leiblichen Kindes
»die Vornamen« (nicht: »auch die Vornamen«) anzugeben
sind, die vor der gerichtlichen Entscheidung über die Än-
derung der Vornamen bzw. über die Änderung der Ge-
schlechtszugehörigkeit für den transsexuellen Elternteil
maßgebend waren. Auch die vom Gesetzgeber mit der Vor-
schrift des § 5 Abs. 3 TSG verfolgten Zwecke gebieten es,
dass sich die Eintragung im Geburtenregister auf die vor
der Entscheidung über die Änderung des Vornamens bzw.
die Änderung der Geschlechtszugehörigkeit geführten
Vornamen beschränkt. Die Vorschrift hat die Interessen
der Kinder an der Geheimhaltung der Transsexualität sei-
ner Eltern im Blick. Die Kinder sollen nicht dazu gezwun-
gen sein, Geburtsurkunden vorzulegen, aus deren Inhalt
Dritte möglicherweise Rückschlüsse auf die Transsexuali-
tät der Eltern ziehen oder die zu dementsprechenden Spe-
kulationen Anlass geben könnten (OLG Köln FamRZ 2010,
741, 743; AG Paderborn StAZ 2012, 272 f.; Augstein TSG § 5
Rn. 6; Spickhoff Medizinrecht 2. Aufl. § 5 TSG Rn. 4; Wall
[Fachausschuss Nr. 4016] StAZ 2015, 117, 118). Dieses Ziel
kann aber nur erreicht werden, wenn sowohl das Gebur-
tenregister als auch die aus dem Geburtenregister erstell-
ten Geburtsurkunden (§ 59 PStG) von Hinweisen auf die
Transsexualität eines Elternteils freigehalten werden, die
sich (gerade) aus dem Widerspruch zwischen der Eltern-
stellung und den aktuell geführten Vornamen ergeben
könnten.

III.

22 Der Senat sieht keine Veranlassung zu der von den
Rechtsbeschwerden angeregten Vorlage nach Art. 100
Abs. 1 S. 1 GG. Die geltende Rechtslage ist mit dem Grund-
gesetz vereinbar.
23 1. Es verstößt nicht gegen Grundrechte des Beteiligten
zu 1, dass ihm das geltende Abstammungsrecht ungeach-
tet des Umstands, dass er nunmehr als dem männlichen
Geschlecht zugehörig gilt, den rechtlichen Status einer
»Mutter« des betroffenen Kindes zuweist.
24 a) Die gesetzliche Regelung verletzt den Beteiligten zu
1 nicht in seinem allgemeinen Persönlichkeitsrecht gemäß
Art. 2 Abs. 1 GG i. V. m. Art. 1 Abs. 1 GG. (... wird ausge-
führt...)
25 aa) Das deutsche Abstammungsrecht ist wie die weit-
aus meisten Rechtsordnungen weltweit davon geprägt,
dass es die Fortpflanzungsfunktionen der Elternteile mit
ihrem Geschlecht verknüpft, indem es in § 1591 BGB die
Rolle der Gebärenden einer Frau (Mutter) und in § 1592
BGB die Rolle des Erzeugers einem Mann (Vater) zuweist.
Hiergegen lassen sich keine grundlegenden verfassungs-
rechtlichen Bedenken erheben. Insbesondere lässt sich
dem Grundgesetz keine Verpflichtung zur Schaffung eines
»geschlechtsneutralen« Abstammungsrechts entnehmen,
in dem Vaterschaft und Mutterschaft auf einen rein sozia-
len Bedeutungsinhalt dekonstruiert und als rechtliche Ka-
tegorien aufgegeben werden (vgl. hierzu Scherpe/Dunne
in Scherpe The Legal Status of Transsexual and Transgen-
der Persons [Part IV: Conclusions] S. 659 f.; Scherpe The
Present and Future European Family Law S. 131;Wiggerich
StAZ 2017, 8, 12; vgl. auch Althoff/Schabran/Follmar-Otto
Gutachten »Geschlechtervielfalt im Recht«, veröffentlicht
auf www.bmfsfj.de S. 55 ff.). Denn letztlich ist die Verknüp-
fung zwischen Fortpflanzungsfunktion und Geschlecht
unbestreitbar biologisch begründet. (...wird ausgeführt...)
26 bb) Mutter ist die Person, die das Kind geboren hat,
Vater die Person, bei der aufgrund sozialer Beziehungen
zurMutter bei typisierender Betrachtungsweise davon aus-
gegangenwerden kann oder bei der aufgrund gerichtlicher
Feststellung erwiesen ist, dass es sich bei ihr um den
genetischen Erzeuger des Kindes handelt. Mit dieser Zu-
ordnung entspricht das Gesetz dem verfassungsrechtlich
aus Art. 6 Abs. 2 S. 1 GG hergeleiteten Gebot, die auf Ab-
stammung gegründete Zuweisung der elterlichen Rechts-
position grundsätzlich an der biologischen Herkunft des
Kindes auszurichten und dadurch möglichst eine Überein-
stimmung zwischen leiblicher und rechtlicher Elternschaft
zu erreichen (vgl. BVerfG FamRZ 2003, 816, 820). Durch die
Regelung des § 11 S. 1 TSG ist sichergestellt, dass den be-
troffenen Kindern trotz der Geschlechtsänderung eines El-

Entscheidung – Zivil-und Zivilprozessrecht – BGH, Beschl. v. 6. 9. 2017 - XII ZB 660/14 (Anm. T. Rauscher) 149



ternteils rechtlich immer ein Vater und eine Mutter zu-
geordnet bleiben oder werden. Wie das BVerfG bereits
ausdrücklich ausgesprochen hat, ist es ein berechtigtes
Anliegen des Gesetzgebers, Kinder ihren biologischen El-
tern auch rechtlich so zuzuweisen, dass ihre Abstammung
nicht im Widerspruch zu ihrer biologischen Zeugung auf
zwei rechtliche Mütter oder Väter zurückgeführt wird (vgl.
BVerfG NJW 2011, 909 Rn. 72).
27 (1) Eine von den biologischen Fortpflanzungsfunktio-
nen abweichende statusrechtliche Zuordnung hätte für die
Kohärenz der Rechtsordnung weitreichende Folgen, weil
Mutterschaft und Vaterschaft als rechtliche Kategorien
untereinander nicht beliebig austauschbar sind, sondern
sich sowohl hinsichtlich der Voraussetzungen ihrer Be-
gründung als auch hinsichtlich der daran anknüpfenden
Rechtsfolgen voneinander unterscheiden. (...wird ausge-
führt...)
28 (2) Auch die Grundrechte der Kinder wären durch eine
abweichende Zuordnung berührt.
29 Zum einen anerkennt das BVerfG unter Heranziehung
des allgemeinen Persönlichkeitsrechts ein Recht des Kin-
des auf Kenntnis der eigenen Abstammung. Dieses Recht
verleiht zwar keinen Anspruch auf Verschaffung solcher
Kenntnisse, schützt aber vor der Vorenthaltung erlang-
barer Informationen durch staatliche Organe (vgl. BVerfG
FamRZ 2016, 877 Rn. 38 und FamRZ 1989, 255, 258; vgl.
auch Senatsurteil BGHZ 204, 54 = FamRZ 2015, 642 Rn. 7).
Wesentliche, dem Geburtenregister zu entnehmende In-
formationen zu seiner Abstammung würden dem Kind
aber vorenthalten, wenn das familienrechtliche Status-
recht nicht klarstellen oder nur in einer imWiderspruch zu
den biologischen Gegebenheiten stehendenWeise darstel-
len würde, auf welche Fortpflanzungsfunktion (Geburt
oder Zeugung) es die konkrete Eltern-Kind-Zuordnung zu-
rückführen will.
30 Zum anderen kann das aus Art. 2 Abs. 1 GG i. V. m.
Art. 6 Abs. 2 S. 1 GG hergeleitete Recht des Kindes auf
Gewährleistung elterlicher Pflege und Erziehung durch
beide Elternteile betroffen sein, wenn einem Kind, dem
rechtlich zunächst nur ein Elternteil zugewiesen ist, die
statusrechtliche Zuordnung zu dem anderen Elternteil un-
möglich gemacht wird, der dann auch nicht zumWohl und
zum Schutz des Kindes Elternverantwortung im recht-
lichen Sinn übernehmen kann. (...wird ausgeführt...)
32 b) Die gesetzliche Regelung verstößt auch nicht gegen
Art. 3 Abs. 1 und 3 GG. Entgegen der Ansicht der Rechts-
beschwerde wird der Beteiligte zu 1 gegenüber ande-
ren rechtlichen Männern nicht diskriminiert. Das Gleich-
heitsgrundrecht steht der rechtlichen Berücksichtigung
biologisch zwingender Unterschiede bei der abstam-
mungsrechtlichen Eltern-Kind-Zuordnung nicht entgegen

(BVerfG FamRZ 2010, 1621, 1622; vgl. auch EGMR Entschei-
dung v. 7. 5. 2013 8017/11 FamRZ 2014, 97 Rn. 30 B und G.B.
gegen Deutschland). Wie bereits das Beschwerdegericht
zutreffend ausgeführt hat, unterscheidet sich der Beteiligte
zu 1 von anderen rechtlich dem männlichen Geschlecht
zugehörenden Personen durch seine tatsächlich-biologi-
sche Disposition, Kinder empfangen und gebären zu kön-
nen. Dies rechtfertigt es, ihn im statusrechtlichen Verhält-
nis zu einem von ihm selbst geborenen Kind anders zu
behandeln als solche Männer, die diese Fähigkeit nicht
besitzen.
33 c) Schließlich ist auch Art. 6 Abs. 1 GG nicht verletzt.
Schon der Schutzbereich dieses Grundrechts ist nicht be-
troffen. Art. 6 Abs. 1 GG schützt als Freiheitsrecht unter
dem Aspekt der Familie die Berechtigung der Familienmit-
glieder, ihre Gemeinschaft nach innen in familiärer Ver-
antwortlichkeit und Rücksicht zu gestalten (BVerfG FamRZ
1989, 715, 717). Der Staat hat sich daher insbesondere
solcher Regelungen zu enthalten, welche die familiäre
Solidarität missachten oder Eingriffe in die Familie gerade
wegen der familiären Verbindung vorsehen oder erlauben
(BeckOK GG/Uhle [Stand: Juni 2017] Art. 6 Rn. 28 m. w. N.).
Das Zusammenleben des Kindes mit seinen Eltern im Rah-
men der Familie wird aber nicht dadurch berührt, welche
statusrechtliche Zuordnung ihnen das Abstammungsrecht
zuweist oder verweigert (vgl. auch BVerfG FamRZ 2010,
1621).
34 2. Der Beteiligte zu 1 wird auch durch den Inhalt der
vom Beschwerdegericht angeordneten Registereintragung
nicht in seinen Grundrechten, insbesondere nicht in sei-
nem Recht auf informationelle Selbstbestimmung (Art. 2
Abs. 1 GG i. V. m. Art. 1 Abs. 1 GG) verletzt.
35 a) Allerdings kommt dem Recht auf informationelle
Selbstbestimmung gerade im Anwendungsbereich des
Transsexuellengesetzes eine besondere Bedeutung zu. (...
wird ausgeführt...)
36 Der Anspruch, die früheren Vornamen bzw. das frühe-
re Geschlecht nicht offenbaren zu müssen, besteht indes-
sen nicht schrankenlos. Ein solches Verlangen stößt auch
in verfassungsrechtlicher Hinsicht an seine Grenzen, wenn
überwiegende Belange der Allgemeinheit dem entgegen-
stehen, die den Regelungszweck präzise gefasster und der
Verhältnismäßigkeit entsprechender Normen bilden. § 5
Abs. 1 TSG (i. V. m. § 10 Abs. 2 TSG) konkretisiert diese
Anforderungen dergestalt, dass die früheren Vornamen
bzw. die Änderung der rechtlichen Geschlechtszugehörig-
keit (nur) dann ohne Zustimmung der Betroffenen offen-
bart oder ausgeforscht werden dürfen, wenn besondere
Gründe des öffentlichen Interesses dies erfordern oder ein
rechtliches Interesse daran glaubhaft gemacht wird (vgl.
BGH Beschl. v. 3. 2. 2015 II ZB 12/14 NJW 2015, 2116 Rn. 12).
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37 b) Der Zweck der Führung der Personenstandsregister
besteht darin, beweiskräftige Unterlagen über den Perso-
nenstand einer Person zur Verfügung zu stellen. Personen-
standsrechtlich relevante Daten können ausschließlich
durch die Beurkundungen in den Personenstandsregistern
bewiesenwerden (§ 54 Abs. 1 PStG). Andere Register haben
diese besondere Beweiskraft auch dann nicht, wenn aus
ihnen öffentliche Urkundenmit Personendaten ausgestellt
werden (vgl. Senatsbeschl. v. 17. 5. 2017 XII ZB 126/15
FamRZ 2017, 1337 Rn. 20 ff.; vgl. auch Gaaz/Bornhofen
PStG 3. Aufl. § 54 Rn. 6). Die aus den Personenstandsregis-
tern ausgestellten Personenstandsurkunden haben dabei
grundsätzlich die gleiche Beweiskraft wie die Beurkundun-
gen in den Registern selbst (§ 54 Abs. 2 PStG). Nach § 1
Abs. 1 S. 1 PStG ist »Personenstand« die sich aus den Merk-
malen des Familienrechts ergebende Stellung einer Person
innerhalb der Rechtsordnung einschließlich ihres Namens.
Der Personenstandumfasst daher insbesondereDatenüber
die Geburt und die damit in Verbindung stehenden famili-
enrechtlichen Tatsachen (§ 1 Abs. 1 S. 2 PStG). Wenn die
Abstammung wie hier nach deutschem Recht beurteilt
wird, gehört es zu diesen familienrechtlichen Tatsachen,
welchePersondemKindalsMutter (§ 1591BGB)undwelche
Person ihmalsVater (§ 1592BGB) zugeordnet ist.
38 c) Die schützenswerten Interessen an der Vollständig-
keit und Richtigkeit der mit besonderer Beweisfunktion
versehenen Eintragungen in die Personenstandsregister
überwiegen das Interesse des Beteiligten zu 1, sich durch
Eintragungen in das Geburtenregister des Kindes nicht der
möglichen Gefahr einer unmittelbaren oder mittelbaren
Aufdeckung seiner Transsexualität auszusetzen.
39 aa) Diese Gefahr wird durch die gesetzlichen Regelun-
gen über die Benutzung der Personenstandsregister in
vielfältigerWeise abgemildert.
40 Der Kreis der Personen, denen auf Antrag Geburts-
urkunden zu erteilen oder Einsicht in das Geburtenregister
zu gewähren ist, wird durch § 62 Abs. 1 PStG von vorn-
herein beschränkt. Es handelt sich dabei in erster Linie um
den Betroffenen selbst, auf den sich der Registereintrag
bezieht, sowie um dessen Ehegatten, Lebenspartner, Vor-
fahren und Abkömmlinge (§ 62 Abs. 1 S. 1 PStG). Bei den
letztgenannten Personen dürfte schon aufgrund der fami-
liären Nähebeziehung in der Regel vermutet werden kön-
nen, dass ihnen die mögliche Transsexualität eines Eltern-
teils des von dem Geburtenregistereintrag Betroffenen
nicht unbekannt ist. Andere Personen müssen grundsätz-
lich zunächst ein rechtliches Interesse glaubhaft machen,
bevor ihnen eine Urkunde erteilt oder Einsicht gewährt
wird (§ 62 Abs. 1 S. 2 PStG). Darüber hinaus besteht für den
transsexuellen Elternteil die Möglichkeit, die Eintragung
eines Sperrvermerks (§ 64 Abs. 1 PStG) zu beantragen, so-

lange er als gesetzlicher Vertreter seines (minderjährigen)
Kindes handeln kann.
41 Faktisch dürfte sich eine nennenswerte Gefahr einer
Offenbarung der Transsexualität im Wesentlichen nur
dann ergeben, wenn der transsexuelle Elternteil im Rechts-
verkehr selbst dazu angehalten ist, die nach § 59 PStG aus
dem Geburtenregister zu erstellende Geburtsurkunde sei-
nes Kindes vorzulegen. Wenn dabei allerdings nur die
Tatsache der Geburt zu beweisen ist, kann sich ein trans-
sexueller Elternteil Geburtsurkunden mit einem einge-
schränkten Inhalt bedienen, in denen Angaben zu den
Eltern des Kindes nicht aufgenommen worden sind (§ 59
Abs. 1 Nr. 4 und Abs. 2 PStG). Diese Möglichkeit wurde bei
der Reform des Personenstandsrechts gerade mit Blick auf
das Offenbarungsverbot des § 5 Abs. 1 TSG geschaffen (vgl.
BT-Drucks. 16/1831 S. 52).
(...wird ausgeführt...)

IV.

44 Auch ein Verstoß gegen Konventionsrecht liegt nicht
vor.
45 1. Soweit es um den aus Art. 8 EMRK hergeleiteten
Anspruch transsexueller Personen auf Verwirklichung der
rechtlichen Anerkennung ihrer selbstempfundenen ge-
schlechtlichen Identität geht, räumt die Rechtsprechung
des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte den
Staaten ein grundsätzlichweites Ermessen ein,wenn es um
einen Ausgleich zwischen konkurrierenden privaten und
öffentlichen Interessen oder den Ausgleich von Konflikten
zwischen verschiedenen von der Konvention geschützten
Rechten geht (vgl. etwa EGMR Urt. v. 6. 4. 2017 79885/12,
52471/12 und 52596/13 NLMR 2017, 150 Rn. 121 G. und N. ./.
Frankreich). Dieses Ermessen hat Deutschland nicht über-
schritten, indem es die Zuordnung eines von einer trans-
sexuellen Person nach der rechtlichen Geschlechtsände-
rung geborenen oder gezeugten Kindes entweder als
»Vater« oder als »Mutter« an die Fortpflanzungsfunktion
und nicht an das rechtlich zugewiesene geänderte Ge-
schlecht des transsexuellen Elternteils anknüpft. Eine ein-
heitliche Handhabung lässt sich hierzu in den europäi-
schen Staaten nicht feststellen (vgl. Scherpe/Dunne in
Scherpe The Legal Status of Transsexual and Transgender
Persons [Part IV: Conclusions] S. 659). Die diesbezüglichen
Regelungen des deutschen Rechts berücksichtigen in an-
gemessener Weise das öffentliche Interesse an der Kohä-
renz der nationalen Rechtsordnung und das ebenfalls
durch Art. 8 Abs. 1 EMRK geschützte Persönlichkeitsrecht
desKindes aufKenntnis der eigenenAbstammung.
(...wird ausgeführt...)
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Weiteres Urteil des Bundesgerichtshofs zu (...)

BGH, Beschl. v. 29. 11. 2017 –XII ZB 459/16
BGB §§ 1591, 1592; TSG § 11 S. 1

a) Eine Mann-zu-Frau-Transsexuelle, mit deren
konserviertem Spendersamen ein Kind gezeugt wur-
de, das nach rechtskräftiger Entscheidung über die
Änderung der Geschlechtszugehörigkeit geboren wor-
den ist, kann abstammungsrechtlich nur die Vater-
und nicht die Mutterstellung erlangen (Fortführung
des Senatsbeschl. v. 6. 9. 2017 XII ZB 660/14 FamRZ
2017, 1855).

b) Eine von ihr gleichwohl erklärte Mutterschafts-
anerkennung ist unwirksam.
BGH, Beschl. v. 29. 11. 2017 – XII ZB 459/16

I.

1 Die Beteiligten streiten über den Geburtseintrag des
betroffenen Kindes.
2 Das Kind wurde im Juni 2015 von der Beteiligten zu 2
geboren. Die Beteiligte zu 1 ist Mann-zu-Frau-Transsexuel-
le und deutsche Staatsangehörige. Nach ihrem von den
Vorinstanzen nicht geprüften Vortrag ist das Kind mit
ihrem Samen gezeugt worden. Der Beschluss über die Fest-
stellung ihrer Zugehörigkeit zumweiblichen Geschlecht ist
seit August 2012 rechtskräftig. In einer notariellen Urkunde
ihres zweitinstanzlichen Verfahrensbevollmächtigten er-
kannte sie mit Zustimmung der Beteiligten zu 2 vorgeburt-
lich an, Mutter des Kindes zu sein. Die Beteiligten zu 1 und
2 haben im September 2015 eine eingetragene Lebenspart-
nerschaft begründet.
3 Das Standesamt hat die Geburt des Kindes mit dem
Inhalt beurkundet, dass die Beteiligte zu 2 dessen Mutter
ist. Die Eintragung der Beteiligten zu 1, die ebenfalls als
Mutter eingetragen werdenwill, hat es abgelehnt.
(...wird ausgeführt...)
6 1. Das Beschwerdegericht hat seine Entscheidung da-
mit begründet, dass die Beteiligte zu 1 gemäß § 1591 BGB
nicht die Mutter des Kindes sei, weil sie es nicht geboren
habe. Eine Anerkennung der Mutterschaft sehe das an-
wendbare deutsche Recht nicht vor. Eine analoge Anwen-
dung von § 1592 Nr. 2 BGB sei mangels einer bestehenden
Gesetzeslücke nicht zulässig. (... wird ausgeführt...)
9 2. Das hält rechtlicher Nachprüfung stand. Der vom
Standesamt vorgenommene Geburtseintrag entspricht § 21
Abs. 1 Nr. 4 PStG.
10 a) Nach § 21 Abs. 1 Nr. 4 PStG sind die Vornamen und
Namen der Eltern des Kindes im Geburtenregister zu beur-
kunden. Die Vorschrift bezieht sich übereinstimmend mit

der Definition des Personenstands (§ 1 Abs. 1 S. 1 PStG) auf
die rechtliche Elternschaft (vgl. Senatsbeschl. BGHZ 203,
350 = FamRZ 2015, 240 Rn. 63).
11 aa) Mutter des Kindes ist nach § 1591 BGB die Frau, die
das Kind geboren hat. Das deutsche bürgerliche Recht
kennt nur die Zuordnung einer einzigen Mutter kraft Ge-
setzes. Damit hat der Gesetzgeber andere mögliche For-
men der abstammungsrechtlichen Mutter-Kind-Zuord-
nung, insbesondere die Mutterschaft der Eizellspenderin
im Fall der Leihmutterschaft, bewusst ausgeschlossen
(vgl. Senatsbeschl. BGHZ 203, 350 = FamRZ 2015, 240
Rn. 35 ff.). Eine Mutterschaftsanerkennung sieht das gel-
tende Recht nicht vor. Weitere Formen der Entstehung
einer beiderseits weiblichen Elternschaft kraft Abstam-
mung, etwa dieMit- oder Co-Mutterschaft bei konsentierter
heterologer Insemination (vgl. Senatsbeschl. BGHZ 210, 59
= FamRZ 2016, 1251 Rn. 30 ff.), sind im deutschen Recht
ebenfalls nicht vorgesehen.
12 bb) Aufgrund des rechtsbeschwerderechtlich zu unter-
stellenden Fortpflanzungsbeitrags der Beteiligten zu 1
durch Samenspende ist mithin nur die Begründung der
Vaterschaft möglich. Dass diese ungeachtet der Zugehörig-
keit der Beteiligten zu 1 zum weiblichen Geschlecht mög-
lich ist, ergibt sich aus § 11 S. 1 TSG. (...wird ausgeführt...)
13 Die Beteiligte zu 1 könnte mithin abstammungsrecht-
lich übereinstimmend mit dem von ihr geleisteten Fort-
pflanzungsbeitrag nur die Stellung eines rechtlichen Va-
ters einnehmen (vgl. OLG Köln FamRZ 2010, 741, 742 f.).
Die Vaterschaft hat die anwaltlich beratene Beteiligte zu 1
indessen nicht anerkannt. Dass sie stattdessen eine aus-
drückliche Mutterschaftsanerkennung erklärt hat, beruht
auf dem damit bewusst verfolgten Ziel ihrer abstam-
mungs-rechtlichen Etablierung als weitere Mutter. Schon
weil die mit der Mutterschaft verbundenen statusrecht-
lichen Rechtsfolgen gegenüber denen der Vaterschaft
grundverschieden sind, kann die Erklärung der Beteiligten
zu 1 auch nicht in eine Vaterschaftsanerkennung umge-
deutet werden (vgl. Senatsbeschl. v. 20. 7. 2016 XII ZB 609/
14 FamRZ 2016, 1761 Rn. 8, 14).
14 b) Es bestehen keine durchgreifenden Bedenken ge-
gen die Verfassungsmäßigkeit der gesetzlichen Regelung.
15 aa) Wie der Senat bereits für den umgekehrten Fall der
Geburt des Kindes durch einen Frau-zu-Mann-Transsexu-
ellen ausgeführt hat, verstößt es nicht gegen Grundrechte
der transsexuellen Person, dass ihr das geltende Abstam-
mungsrecht ungeachtet des Umstands, dass sie nunmehr
als dem anderen Geschlecht zugehörig gilt, den sich aus
dem früheren Geschlecht und dem diesem entsprechen-
den spezifischen Fortpflanzungsbeitrag ergebenden recht-
lichen Elternstatus zuweist.
(...wird ausgeführt...)

152 Entscheidung – Zivil-und Zivilprozessrecht – BGH, Beschl. v. 29. 11. 2017 - XII ZB 459/16 (Anm. T. Rauscher)



17 bb) Die Entscheidung des BVerfG v. 10. 10. 2017 (1 BvR
2019/16 juris) führt zu keiner anderen Bewertung. Die vor-
liegende Fallkonstellation ist von der dortigen grund-
legend verschieden, zumal die Geschlechtszuordnung
durch §§ 8 ff. TSG jeweils eindeutig ist. Dass der Gesetz-
geber Statuswirkungen trotz rechtlichen Geschlechtswech-
sels an den früheren Status knüpft, entspricht nicht zuletzt
dem vom Gesetz besonders geschützten Interesse des Kin-
des an einer Abbildung der spezifischen Fortpflanzungs-
beteiligung des jeweiligen Elternteils (vgl. BVerfGE 128,
109 = NJW 2011, 909 Rn. 77; BVerfG Beschl. v. 17. 10. 2017 1
BvR 747/17 juris). (...wird ausgeführt...)

Anmerkung

1. Mit dem Beschluss des BVerfG vom 11. 2. 2011 (BVerfG
NJW 2011, 909) sind die in § 8 Abs. 1 Nr. 3 und 4 TSG
normierten Voraussetzungen der Fortpflanzungsunfähig-
keit und der operativen Veränderung der äußeren Ge-
schlechtsmerkmale für die Änderung der Geschlechtszuge-
hörigkeit im Geburtseintrag bei transsexueller Prägung
entfallen. Zwar wird regelmäßig eine transsexuelle Person
die Zugehörigkeit zu dem prägenden Geschlecht durch
eine hormonelle Behandlung auch physisch vollziehen;
doch bewirkt diese nicht dauerhaft die Fortpflanzungs-
unfähigkeit, so dass es sowohl bei Frau-zu-Mann Trans-
sexuellen, wie im Beschluss des BGH vom 6. 9. 2017, als
auch bei Mann-zu-Frau Transsexuellen, wie im Beschluss
des BGH vom 29. 11. 2017 dazu kommen kann, dass trotz
vollzogener Änderung der Geschlechtszugehörigkeit im
Geburtseintrag nach Absetzen der hormonellen Behand-
lung die Fertilität im Ursprungsgeschlecht wieder her-
gestellt wird und ein Frau-zu-Mann-Transsexueller ein
Kind gebiert oder eine Mann-zu-Frau-Transsexuelle ein
Kind – auch durch Samenspende – zeugt. Dies wirft die
Frage auf, in welcher Weise der transsexuelle Elternteil im
Geburtseintrag des Kindes zu vermerken ist.
2. Der BGH wählt in beiden Konstellationen den abstam-
mungsrechtlichen Ansatz, stellt also nicht auf das gemäß
§ 10 Abs. 1 TSG von der Rechtskraft der Entscheidung über
die Zugehörigkeit zum anderen Geschlecht an maßgeb-
liche Geschlecht des Elternteils ab. Vielmehr beurteilt der
BGH die Stellung der Person, die das Kind geboren hat, als
Mutter iSd. § 1591 BGB, wenngleich diese Person im Zeit-
punkt der Geburt gemäß § 10 Abs. 1 TSG im Rechtssinne
keine Frau war (Beschluss vom 6. 9. 2017 XII ZB 660/14).
Gleiches gilt für die Zuordnung als Vater iSd. § 1592 BGB im
Fall einer Mann-zu-Frau-Transsexuellen (Beschluss vom
29. 11. 2017 XII ZB 459/16). Zwar lässt § 11 TSG nach seinem
Wortlaut lediglich im Zeitpunkt der Entscheidung nach § 8

Abs. 1 TSG bereits bestehende Rechtsverhältnisse zwi-
schen dem Transsexuellen und seinen Kindern unberührt.
Der BGHwendet diese Bestimmung jedoch in Übereinstim-
mung mit der überwiegenden Ansicht in Rechtsprechung
und Schrifttum auch auf die Situation des nach der TSG-
Entscheidung entstehende Kindschaftsverhältnisse an,
welche nach der in § 8 Abs. 1 Nr. 3 und 4 TSG ursprünglich
vorgesehenen »großen Lösung« ausgeschlossen hätten
sein sollen.
3. Die Anwendung des § 11 TSG auch auf nach der Ent-
scheidung gemäß § 8 Abs. 1 TSG gezeugte bzw. geborene
Kinder stützt sich zum einen auf Hinweise in der Gesetz-
gebungsgeschichte, wonach die nun eingetretene und
trotz der damals vorausgesetzten Fortpflanzungsunfähig-
keit bereits für möglich erachtete Situation aus § 11 TSG
nicht ausdrücklich ausgeschlossen werden sollte. Vor al-
lem aber beruht sie auf dem Kindesinteresse: Nur die
Maßgeblichkeit der biologisch begründeten Zuweisung
gewährleistet, dass das Kind die rechtliche Mutter- und
Vaterschaft feststellen lassen kann. Dies betrifft sowohl
die Zuordnungs- als auch die Anfechtungsthematik: Für
die Mutterschaft sieht § 1591 BGB nur die Geburt als Zu-
ordnungsgrund vor. Eine Mutterschaftsanerkennung, wie
sie dem Mann-zu-Frau-Fall im Beschluss vom 29. 11. 2017
zu Grunde lag, ist nicht möglich und kann angesichts der
strukturellen Verschiedenheit von Mutter- und Vater-
schaft auch nicht in eine Anerkennung der Vaterschaft
umgedeutet werden. Andererseits ist die durch Geburts-
zuordnung begründete Mutterschaft nicht anfechtbar,
wenn Geburtsmutterschaft und genetische Mutterschaft
(bei Eizellenspende) auseinanderfallen. Für die Zuord-
nung der Vaterschaft stellt § 1592 BGB auf Zeugung ab
und stellt diese Zuordnung im Fall genetischer Unrichtig-
keit anfechtbar; im Frau-zu-Mann-Fall kann somit aus der
Geburt nicht eine Vaterschaft folgen. Am Interesse des
Kindes an der Geheimhaltung der Transsexualität des
Elternteils orientiert ist sodann auch die Eintragung des
transsexuellen Elternteils im Geburtseintrag des Kindes
ausschließlich mit den vor der Geschlechtsumwandlung
geführten Vornamen (§ 5 Abs. 3 TSG), da bei Nennung des
neuen männlichen Vornamens der Mutter/weiblichen
Vornamens des Vaters die Transsexualität offenbart wür-
de.
4. Angesichts dieser sowohl mit dem Zweck des § 11 TSG
als auch dem Abstammungsrecht biologisch und rege-
lungslogisch kompatiblen Folgerungen setzen beide Be-
schlüsse zu Recht den Schwerpunkt bei der verfassungs-
rechtlichen Problematik. Es ist selbstverständlich nicht zu
verkennen, dass der transsexuelle Elternteil empfindlich
in seinem durch § 10 Abs. 1 TSG normierten Interesse be-
rührt ist, wenn im Geburtseintrag des Kindes sein vormali-
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ges Geschlecht samt dem vormals geführten Vornamen
aufscheint. Gleichwohl verstößt das Ergebnis nicht gegen
das allgemeine Persönlichkeitsrecht (Art. 2 Abs. 1 i. V. m.
Art. 1 Abs. 1 GG; kritischWapler FamRZ 2017, 1861; zustim-
mend Theile NZFam 2017, 1056): Das geltende Abstam-
mungsrecht beruht auf der biologischen Zuordnung der
Fortpflanzungsfunktion zum Geschlecht des Elternteils
und seiner Konnotation als Mutter oder Vater, die ins-
besondere dem Kind eine dauerhafte Zuordnung von Vater
und Mutter gewährleistet. § 11 TSG trifft eine Grundrechts-
abwägung zwischen dem allgemeinen Persönlichkeits-
recht des transsexuellen Elternteils und dem ebenfalls von
Art. 2 Abs. 1, 1 Abs. 1 GG geschützten Recht des Kindes auf
Kenntnis und Zuordnung einer biologisch zutreffenden
Abstammung; insbesondere würde eine Zuordnung des
transsexuellen Elternteils als zweiter Vater im Frau-zu-
Mann-Fall dazu führen, dass diese Zuordnung Sperrwir-
kung gegen die Feststellung des biologisch funktionalen
Vaters hätte; imMann-zu-Frau-Fall würde eine Zuordnung
als zweite Mutter zwar nicht die Mutterschaft der biolo-
gisch funktionalen Geburtsmutter hindern, dem Kind aber
einen offenen abstammungsrechtlichen Systembruch in
seinemGeburtseintrag zumuten.

Der Beschluss vom 29. 11. 2017 konnte insoweit auch
den Beschluss des BVerfG vom 10. 10. 2017 (NZFam 2017,
1141) zur positiven Eintragung eines dritten Geschlechts im
Geburtsregister berücksichtigen; der zustimmungswürdi-
ge Beschluss des BVerfG ist freilich gegen die vorliegende
Problematik deshalb abzugrenzen, weil bei dem dort ent-
schiedenen Geburtsregistereintrag einer genetisch nicht
binär sexuell zugeordneten Person Persönlichkeitsrechte
Dritter nicht betroffen und damit nicht in die Abwägung
einzustellen sind. Hingegen ist der Konflikt zwischen dem
Persönlichkeitsrecht des transsexuellen Elternteils und
dem Persönlichkeitsrecht des Kindes der Elternschaft einer
transsexuellen Person immanent; dass § 11 TSG dem Per-
sönlichkeitsrecht des Kindes Vorrang einräumt, entspricht
dem das gesamte Kindschaftsrecht prägenden Primat des
Kindeswohls.

Da der aus Art. 8 EMRK hergeleitete Anspruch trans-
sexueller Personen auf Verwirklichung der rechtlichen
Anerkennung ihrer selbstempfundenen geschlechtlichen
Identität in dieselbe Richtung zielt und zudem einem wei-
ten Regelungsspielraum des nationalen Gesetzgebers un-
terliegt, ergibt sich hieraus für die Abwägung nichts ande-
res.

Ebenfalls zutreffend erkennt der BGH, dass eine Ver-
letzung von Art. 3 Abs. 3 GG nicht vorliegt; der transsexuel-
le Elternteil wird zwar im Zeitpunkt der Geburt gegenüber
anderen Angehörigen seines nach § 10 TSG erworbenen
Geschlechts verschiedenbehandelt,weil seineElternschaft

mit dem Typus (Mutter/Vater) des anderen Geschlechts
konnotiert wird; dies aber beruht auf der abweichenden
tatsächlich-biologischen Disposition als einer Frau, die
biologisch zeugungsfähig bzw. eines Mannes, der biolo-
gisch geburtsfähig ist, die im Abstammungsrecht eine ab-
weichendeBehandlung rechtfertigt.

Hohe praktische Bedeutung kommt schließlich im
Bereich der Transsexualität dem Recht auf informationel-
le Selbstbestimmung zu, da durch die Offenbarung des
früher geführten Vornamens die Transsexualität selbst
offenbart und damit die Intimsphäre betroffen ist. Auch
insoweit zwingt freilich die widerstreitende Interessenlage
von Elternteil und Kind dazu, das durch den Geburtsein-
trag des Kindes potentiell geschaffene Offenbarungsrisiko
strikt an § 5 Abs. 1 TSG zu messen. Danach aber besteht
der Anspruch, früheres Geschlecht und Vornamen nicht
offenbaren zu müssen, nur unter dem Vorbehalt besonde-
rer Gründe des öffentlichen Interesses oder des Bestehens
eines rechtlichen Interesses. Diese Maß ist mit dem BGH
durch die Beweiszwecke des Personenstandsrechts und
die Beschränkung der Berechtigung zur Einsicht nach § 62
Abs. 1 PStG als gewahrt anzusehen.
5. Die in beidenBeschlüssen behandelte Frage steht in dem
breiteren rechtspolitische Kontext der zukünftigen Ent-
wicklung des Abstammungsrechts, die gekennzeichnet ist
durch die sich verfestigende Dreiteilung des Vaterbegriffs
zwischen rechtlicher, sozialer und biologischer Vater-
schaft, durch die Frage, ob nach bisher auf das Ausland
beschränkten Leihmutterschaftsgeburten Wunscheltern-
schaft durch Adoption oder auch durchModelle originären
vertraglicher Zuordnung des Kindes stattfinden soll, sowie
durch die im Zuge des EheGleichG sich stellende Frage
einer Ausdehnung originärer abstammungsrechtlicher Zu-
ordnungstatbestände, insbesondere des § 1591 Nr. 1 BGB
(Vaterschaft desEhemannes) auf biologischnichtmögliche
Elternschaft (Co-Mutterschaft der Ehegattin). Alle diese
Fragen berühren die Grundthematik, ob dem Recht des
Kindes auf Kenntnis seiner (biologischen) Abstammung
oder denverständlichenWünschender beteiligtenErwach-
senen an einer Realisierung ihrer von der biologischen
Realität gelösten gelebten Identität derVorzug zugeben ist.
Dass der BGH, der bekanntlich in den beiden Anerken-
nungsentscheidungen zur Leihmutterschaftsvereinbarung
kalifornischen Rechts (BGH NJW 2015, 479) und zur Mit-
mutterschaft der Ehegattin der Mutter südafrikanischen
Rechts (BGHNJW2016, 2322) denanerkennungsrechtlichen
deutschen ordre public nicht verletzt sah, sich vorliegend
nicht von der biologischen Realität als Grundlage der Ab-
stammung verabschiedet, ist durchaus als ein Signal zu
verstehen, die originäre Elternschaftszuordnung nicht von
der biologischen Realität zu lösen. Im Zweifel sollten
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die Spannungen, die sich aus sexueller Diversität ergeben,
bei den betroffenen Erwachsenen alloziert werden, denen
die Abstraktion von biologischer Realität und sozialer
Wunschelternschaft zuzumuten ist. Dem Kindeswohl ist
hingegen der Abschied von der biologischen Wahrheit zu

Gunsten einer rein fiktiven Abstammungsrechtslage nicht
zuzumuten.

Professor Dr. Thomas Rauscher:Universität Leipzig.


